
Für eine umfassende Reform 
der Alterssicherung: Garantierente 
- eigenständige Sicherung 
- Bürgerversicherung
Viele Menschen treibt die Angst um, im 
Alter arm zu sein. Sei es, weil sie jahre-
lang zu Niedriglöhnen arbeiten muss-
ten und keine ausreichenden 
Ansprüche aufbauen konnten, sei es, 
weil sie immer wieder Phasen der Ar-
beitslosigkeit durchleben mussten, sei 
es, weil sie, wie vor allem Frauen, vie-
le Jahre Kinder erzogen oder Pflege ge-
leistet haben und dafür kaum 
Rentenansprüche erworben haben. Be-
sonders Menschen mit unterbrochenen 
Erwerbsbiografien, Teilzeiterwerbstäti-
ge und viele Selbstständige sind ungenü-
gend abgesichert.

Die gesetzliche Altersversicherung mit 
ihrer Umlagefinanzierung ist das Kern-
stück der Sicherung im Alter und muss 
es auch bleiben. Wir wollen die gesetzli-
che Rentenversicherung aber weiterent-
wickeln, weil sie manche 
Personengruppen bereits heute nur un-
zureichend vor Armut schützt und gera-
de in Zukunft für immer weniger 
Menschen eine Rente oberhalb des 
Grundsicherungsniveaus gewährleistet. 
Wir setzen deswegen auf ein Alterssi-
cherungssystem, das nachhaltig finan-
ziert wird und allen eine eigenständige 
Rente gewährt, das wirksam vor Armut 
schützt und nicht zusätzliche Grundsi-
cherungsleistungen erfordert.  

Der Neue Gesellschaftsvertrag muss dar-
auf achten, dass keine Generation ein-
seitig belastet wird, nicht die heutigen 

und nicht die zukünftigen Beitragszahle-
rinnen und Beitragszahler, nicht die ak-
tuellen und nicht die zukünftigen 
Rentenbezieherinnen und Rentenbezie-
her. Die Rentenreformen der letzten 
Jahre haben die Rentenbeitragszahlun-
gen trotz der demografischen Anforde-
rungen auch für die Zukunft begrenzt, 
dies ist jedoch nur zu Lasten der zu-
künftigen Rentnerinnen und Rentner ge-
lungen.  

Ein Bruttorentenniveau von 40,8 Pro-
zent im Jahr 2040 würde viele künftige 
Rentnerinnen und Rentner nicht vor Ar-
mut schützen, wenn es ihnen nicht ge-
lingt, bereits heute die zusätzlichen 
Beiträge für eine private Altersvorsor-
ge aufzubringen. Außerdem haben alle 
Vorstellungen, dass Produkte des Kapi-
talmarktes zukünftig eine noch stärke-
re Rolle in der Altersversorgung 
übernehmen könnten, durch die Finanz-
krise einen starken Dämpfer bekom-
men. Deshalb müssen wir 
gegensteuern.

Der Neue Gesellschaftsvertrag muss si-
cherstellen, dass bei der Rente die Ver-
schiedenheit der Biografien besser 
berücksichtigt wird und dass niemand 
im Alter ein Leben in Armut fürchten 
muss. Die Bürgerinnen und Bürger müs-
sen sich darauf verlassen können, dass 
sie als langjährig Versicherte der gesetz-
lichen Rentenversicherung auch als Ge-
ringverdienende, Teilzeiterwerbstätige 
oder mit unterbrochenen Erwerbsbio-
grafien im Alter nicht auf Leistungen 
der Grundsicherung angewiesen sein 
werden. Darum werden wir unzurei-

chende Ansprüche auf ein Mindestni-
veau aufstocken, welches den 
Grundbedarf für alle sichert. Verdeck-
te Armut im Alter ist immer noch ein 
Problem, insbesondere bei Frauen. 
Deshalb soll die Aufstockung auch für 
Bürgerinnen und Bürger erfolgen, die 
bereits in Rente sind.

Mit einer solidarisch finanzierten Ga-
rantierente, die ab sofort eingeführt 
werden soll, wollen wir Ältere vor Ar-
mut schützen, auch jene Bürgerinnen 
und Bürger, die zusätzlich keine be-
triebliche oder private Vorsorge betrei-
ben konnten. Die Garantierente muss 
aus Steuermitteln finanziert werden.  

Durch die Finanzierung via Steuern 
müssen auch Reiche und Gutverdienen-
de, so wie es in anderen Ländern auch 
üblich ist, dafür aufkommen. Zusätz-
lich wollen wir die Renteneinzahlun-
gen für Langzeitarbeitslose in einem 
ersten Schritt wieder auf das frühere 
Niveau anheben und im nächsten 
Schritt an den Satz des Arbeitslosengel-
des angleichen, so dass auch in diesen 
Zeiten nennenswerte Rentenansprüche 
erworben werden. Zudem muss für 
Langzeitarbeitslose ein erheblich höhe-
res Schonvermögen für Altersvorsorge-
aufwedungen gelten. Die Ersparnisse 
auf dem grünen Altersvorsorgekonto 
sollen von der Anrechnung auf Arbeits-
losengeld II-Leistungen freigestellt 
sein.

„Wer ein Leben lang Beiträge bezahlt hat, darf im Alter 
nicht auf Grundsicherung angewiesen sein“

Irmingard Schewe-Gerigk, rentenpolitische Sprecherin der Fraktion 
Bündnis 90/Die GRÜNEN im Deutschen Bundestag

vo
n 

hw
ei

lin
g



Eigenständige Rentenanwartschaften 
von Frauen weiter ausbauen
Frauen und Männer sollen eigene Ren-
tenansprüche aufbauen. Dazu wollen 
wir ein Splitting schon in der Ehe obliga-
torisch machen, nicht erst bei Eintritt 
in das Rentenalter. Monat für Monat sol-
len die gemeinsamen Anwartschaften 
von Paaren je zur Hälfte ihren Renten-
konten gutgeschrieben werden.  
Damit werden Anrechte neu aufge-
baut. Und: So werden Rahmenbedingun-
gen geschaffen, die Erwerbsarbeit von 
Frauen begünstigen. Gleichzeitig soll 
die Witwenrente beziehungsweise Wit-
werrente schrittweise reduziert wer-
den und in voller Höhe nur noch an die 
derzeitigen Rentnerinnen und Rentner 
sowie die rentennahen Jahrgänge ge-
zahlt werden. Die Witwenrente wird in 
dem Maße reduziert, wie eigenständi-
ge Rentenanwartschaften von Frauen 
aufgebaut worden sind.  

Ältere Beschäftigte müssen bis zum  
Rentenalter erwerbstätig sein können
Die Lebensrealität älterer Menschen, 
aber auch die Realitäten des Arbeits-
marktes haben sich in den letzten Jah-
ren stark gewandelt und werden dies 
auch weiter tun. Viele Menschen kön-
nen und wollen auch im Alter tätig 
sein. In den Betrieben muss sich die Kul-
tur der Altersarbeit in Deutschland 
noch entscheidend verändern.  

Derzeit herrscht auf dem deutschen Ar-
beitsmarkt noch immer der Jugend-
wahn. Jedes zweite Unternehmen 
beschäftigt keine Über-50-Jährigen. Be-

rufliche Weiterbildung, altersgerechte 
Arbeitsplätze und Gesundheitsförde-
rung sind das Gebot der Stunde, wer-
den aber in den wenigsten 
Unternehmen umgesetzt. Eine längere 
Lebensarbeitszeit ist nur dann zu ver-
treten, wenn es für die älteren Men-
schen auch die Chance gibt, zu 
arbeiten – wir werden prüfen, was wir 
tun können, damit die Rente mit 67 
nicht bloß eine Rentensenkung durch 
die Hintertür ist.  

Die verworfene Alternative zu einer län-
geren Lebensarbeitszeit wären Renten-
senkungen oder höhere 
Rentenbeiträge. Wir benötigen aber fle-
xible Übergangsmöglichkeiten in den Ru-
hestand. Es macht einen Unterschied, 
ob jemand lange Zeit auf dem Bau 
oder an der Universität gearbeitet hat. 
Wir wollen die Altersgrenze für eine ab-
schlagsfreie Erwerbsminderungsrente 
wieder auf 63 Jahre senken.  

Auch sollte ein Bezug von Teilrente be-
reits ab dem 60. Lebensjahr möglich 
sein. Das macht es für ältere Beschäftig-
te leichter, bis zur Regelaltersgrenze 
weniger Stunden zu arbeiten und mit 
der verbleibenden Arbeitszeit weiter-
hin Rentenanwartschaften aufzubauen.

Wir wollen in einem ersten Schritt die 
Garantierente einführen. Langfristig 
wollen wir die Rentenversicherung zu ei-
ner Bürgerversicherung für Alle weiter-
entwickeln, in die alle Erwachsenen 
unabhängig vom Erwerbsstatus mit Bei-
trägen auf alle Einkommen einzahlen. 
Dadurch wird die Finanzierungsbasis 
verbreitert, unterbrochene Versiche-
rungsverläufe werden geschlossen und 
alle Bevölkerungsgruppen erhalten ei-
ne Alterssicherung nach gleichen Re-
geln für Alle. Dazu prüfen wir 
Elemente verschiedener Modelle, seien 
es beitrags- oder steuerfinanzierte, 
zur bestmöglichen Realisierung. Die an-
teilige Mitfinanzierung der gesetzli-
chen Altersvorsorge durch die 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber wol-
len wir beibehalten.

Ost und West: 
Gleichbehandlung im Alter
Bei den Renten darf es zwischen Ost 
und West keine Ungleichbewertung 
von Lebensarbeitsleistungen geben. 
Die im Osten gültige Hochwertung der 
Entgeltpunkte hat daher ihre Berechti-
gung. Die überdurchschnittlich hohe 
Langzeitarbeitslosigkeit und ein deut-
lich niedrigeres Pro-Kopf-Einkommen 

in Ostdeutschland werden zukünftig 
zur Folge haben, dass Ostrenten niedri-
ger sind als Westrenten. Damit wollen 
und können wir uns nicht abfinden. 
Deshalb sehen wir bei den Geringver-
dienenden eine Hochwertung der Ent-
gelte vor. Dies ist für uns ein wichtiger 
Schritt zur Bekämpfung der Altersar-
mut.

Die grüne Grundsicherung
Auch wer ohne Erwerbsarbeit ist oder 
sich aus anderen Gründen in einer Not-
lage befindet, muss ein Leben in Wür-
de und Selbstbestimmung führen und 
sich auf eine armutsfeste Existenzsi-
cherung verlassen können. Mit der grü-
nen Grundsicherung wollen wir eine 
Grundabsicherung schaffen, die es mit 
der Selbstbestimmung und Würde von 
Menschen ohne Arbeit und in sonstigen 
Notlagen ernst nimmt. Wir wollen die 
Regelsätze für Erwachsene sofort auf 
zunächst 420 Euro erhöhen. Sie müs-
sen regelmäßig in einem transparen-
ten Verfahren an die tatsächlichen 
Lebenshaltungskosten angepasst wer-
den. In besonderen Not- oder Lebensla-
gen müssen zusätzlich wieder 
individuelle Leistungen ermöglicht wer-
den.
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